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1. Lagebericht

1.1 Betriebs- und Rechtsform der Einrichtung
Rheinisches Heilpädagogisches Heim Bonn
Stiftsstraße 77
53225 Bonn


Tel.: 0228/40099-0

Das Rheinische Heilpädagogische Heim Bonn (HPH Bonn) wird als wirtschaftlich und organisatorisch eigenständige Einrichtung wie ein Eigenbetrieb geführt.

Die Betriebsleitung bilden:

Herr Gerald Schueler



Herr Wilfried Wieland
Fachlicher Direktor



Kaufmännischer Direktor
Träger ist:

Landschaftsverband Rheinland

50663 Köln


Tel.: 0221/809-0

Das HPH Bonn gehört zum Sondervermögen des Landschaftsverbandes Rheinland.
1.2 Aufgabenstellung und Einzugsgebiet

Aufgabenstellung des HPH Bonn ist die umfassende Beratung, Förderung, Betreuung und Versorgung von Menschen mit geistiger Behinderung gemäß den Prinzipien: Normalität, Individualität und Integration.
Um eine Betreuung, die dem Stand der fachlichen Entwicklung entsprechend wohnortnah sein muss, zu gewährleisten und um allen Menschen mit einer geistigen Behinderung und ihren Angehörigen in den Mitgliedskörperschaften eine ihren Bedürfnissen entsprechende Hilfeerbringung sicherzustellen, nimmt sich das HPH Bonn vorwiegend behinderter Menschen an, die aus den Städten Bonn und Köln und aus dem Rhein-Sieg-Kreis sowie angrenzenden Kreisen kommen.

1.3 Geschäftsverlauf 2004
1.3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen

Die stationären Leistungen der Eingliederungshilfe werden nach differenzierten Entgelten im Sinne des § 76 Abs. 2 SGB XII abgerechnet. Die Vergütungen für diese Leistungen bestehen mindestens aus den Pauschalen für Unterkunft und Verpflegung (Grundpauschale) und für die Maßnahmen (Maßnahmepauschale) sowie aus einem Betrag für betriebsnotwendige Anlagen einschließlich ihrer Ausstattung (Investitionsbetrag). Durch die Differenzierung der Entgelte erwartet der Gesetzgeber eine stärkere Leistungsorientierung sowie eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit.

Auf Landesebene haben die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe als überörtliche Kostenträger mit den Einrichtungsträgern insbesondere der freien Wohlfahrtspflege zur Definition der einzelnen Leistungsangebote und deren Vergütung einen Landesrahmenvertrag unterzeichnet. 

Eine entsprechende Leistungs-, Vergütungs- und Prüfungsvereinbarung mit dem überörtlichen Sozialhilfeträger liegt für das HPH Bonn vor, gleiches gilt für den Leistungsbereich Betreutes Wohnen.
Das HPH Bonn wird sich darauf einstellen müssen, dass sein individuelles Leistungsbild im Rahmen eines externen Leistungsvergleichs mit anderen Einrichtungen beurteilt wird. Gegenüber dem Kostenträger müssen seitens des Heimes Leistungsinhalte und das damit verbundene Qualitätsniveau nachvollziehbar beschrieben sowie die Höhe des zu vereinbarenden Entgeltes begründet werden.
1.3.2 Forschung und Entwicklung

Zusammen mit vier weiteren Rheinischen Heilpädagogischen Heimen, niederländischen Einrichtungen und einem niederländischen Consulententeam beteiligt sich das HPH Bonn an der Durchführung eines Euregio-Projektes mit dem Ziel, in einer Zusammenarbeit über die Grenzen hinweg bessere Handlungsansätze entwickeln und umsetzen zu können, um so die Chancen für Menschen mit Behinderungen und speziellem Unterstützungsbedarf (herausforderndes Verhalten) zur Teilnahme am gesellschaftlichen Leben in den Niederlanden und in Deutschland zu verbessern. Das Euregio-Projekt wird von deutschen und niederländischen Universitäten wissenschaftlich begleitet.
1.3.3 Entwicklung im Personalbereich

Die Personalbudgets und die Zahl der finanzierten Vollkräfte 2004 wurden bedarfsgemäß in Abstimmung mit den Abteilungsleitungen festgelegt. Die Entwicklung der Ist-Besetzung wurde konsequent verfolgt und an die Erlösentwicklung angepasst.

Durch die Anzahl der Fachkräfte können die Anforderungen der Heimpersonalverordnung erfüllt werden; die notwendige Anwesenheitsquote wurde bei der täglichen Personalbesetzung im Assistenz- und Betreuungsdienst eingehalten.

In 2004 ergab sich folgende Entwicklung der Vollkräfte (VK):

	Bereich
	VK-Ist 2000
	VK-Ist 2001
	VK-Ist 2002
	VK-Ist 2003
	VK-Ist 2004

	Verwaltungsdienst
	10,91
	11,60
	10,42
	10,50
	10,52

	Wirtschafts-/ Ver​sorgungsdienst
	1,17
	1,00
	1,00
	1,00
	1,00

	Assistenz- und Betreuungsdienst
	126,86
	125,49
	128,70
	127,69
	124,22

	Sonstige
	1,08
	0,5
	1,23
	1,67
	1,83

	Gesamt
	140,02
	137,6
	141,34
	140,86
	137,57


	Personalquoten 2004
	%

	Fachkraftquote im Assistenz- und Betreuungsdienst
	69,45

	Teilzeitquote
	80,50

	Schwerbehindertenquote
	8,04

	Ausbildungsquote (Berufspraktikanten)
	1,13


Die bedarfsgerechte Gestaltung der Dienstpläne hat sich verbessert. Die Abdeckung kundenorientierter Betreuungszeiten führte aber nach wie vor dazu, dass ein hoher Anteil an Teilzeitkräften erforderlich war. Mit der bevorstehenden Umsetzung der Dienstvereinbarung „Flexible Arbeitszeit“ eröffnen sich weitere Anpassungsmöglichkeiten.
Eine mitarbeiterbezogene, individuelle Fortbildungsplanung verbunden mit regelmäßigen Transferkontrollen im Arbeitsalltag bilden die Grundlage für fachlich gut geschultes Personal.

1.3.4
Entwicklung im Assistenz- und Betreuungsbereich

Warteliste:

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 24 qualifizierte Aufnahmeanfragen gestellt. Qualifiziert ist eine Aufnahmeanfrage dann, wenn die Unterlagen, die den Anfragern von Seiten des HPH zugesandt werden, ausgefüllt zurückgeschickt werden.

Von den Anfragen kamen 8 aus der Stadt Bonn, 5 aus dem Rhein-Sieg-Kreis und aus der Stadt Köln. Die weiteren 6 kamen aus unterschiedlichen Kreisen und kreisfreien Städten des Rheinlands.

Bei allen qualifizierten Anfragen handelte es sich um Personen mit einer geistigen Behinderung. In 10 Fällen lag eine eindeutige Doppeldiagnose vor. Für 3 Bewerber war eine ärztliche Diagnose „Autismus“ gestellt. 4 Bewerber hatten ein Anfallsleiden, 2 sind auf Dauer auf einen Rollstuhl angewiesen. 14 Bewerber befanden sich in kontinuierlicher ärztlicher Behandlung.

Von den Bewerbern lebten 7 im Elternhaus, eine Person in der eigenen Wohnung. Die übrigen lebten bereits in Heimen und Wohnheimen.

Insgesamt befinden sich 121 Personen auf der Warteliste. Es ist allerdings davon auszugehen, dass einzelne Bewerber bereits einen anderen Platz gefunden haben.

Regionalisierung:

In Bezug auf Dezentralisierung und Regionalisierung konnten in 2004, außer in Bezug auf die innerbetrieblichen Vorbereitungen, wenig Fortschritte gemacht werden. Die vom HPH Bonn vorgeschlagene Regionalstruktur wurde mit dem Träger diskutiert und abschließend festgelegt. 

Aufgrund der vorhandenen Wohnungsangebotsstruktur sind die Möglichkeiten für die Regionalisierung zur Zeit fest umrissen.

Betreutes Wohnen:

In 2004 wurden Vorbereitungen für Betreutes Wohnen getroffen und erste Betreuungsverträge abgeschlossen. Diese betreffen ausschließlich die Region Bonn. Ein Projekt wurde begonnen mit dem Ziel, bis zum Ende des Jahres 2007 Strukturen zu entwickeln, die es ermöglichen, jedem vereinbarungsfähigen Interessenten Wohnraum und Betreuung anzubieten.

Tagesstrukturangebote:

Die Quantität der Tagesstrukturangebote ist gleich geblieben. 28 der Bewohner haben ein Angebot mit mindestens 8 Stunden in der Woche. 

Aufgrund der hohen Anzahl von Bewohnern und Bewohnerinnen mit einem Platz in der WfbM ist eine weitgehende Versorgung möglich.

1.3.5
Investive Projekte

Zur Zeit wird als Ersatz für die Wohngruppe Käsbergstraße seitens des Trägers die Realisierung eines Neubaus auf einem landschaftsverbandseigenen Grundstück in Hennef geplant. 

Bedingt durch die Veräußerung des Gutshofs ergab sich Ersatzbedarf für ehemalige Lagerflächen des Heimes auf dem Gutshof. Inzwischen wurden sechs Gartenhäuser aufgestellt; für diese Maßnahme hat der Träger 55.000,00 € zur Verfügung gestellt. 

Für die Anbindung der Wohngruppen an das EDV-Netz des Landschaftsverbandes wurden 2001 200.000 DM einer Rücklage zugeführt. Die 2003 begonnene Vernetzung und Anbindung der Wohngruppen an das EDV-Netz wurde inzwischen abgeschlossen.

1.4 Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

1.4.1 Vermögenslage im Geschäftsjahr (Bilanz)
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Anlagevermögen

7.986,0

77,6%

7.746,1

71,9%

-239,9

-3,0%

Vorräte

0,0

0,0%

0,0

0,0%

0,0

Forderungen aus L. u. L.

867,4

8,4%

866,3

8,0%

-1,1

-0,1%

Forderungen gegen den Träger

u. a. Einrichtungen des Trägers

1.362,0

13,2%

2.073,3

19,3%

711,3

52,2%

Sonst. Vermögensgegenstände

14,3

0,1%

20,1

0,2%

5,8

40,6%

Flüssige Mittel

52,4

0,5%

56,0

0,5%

3,6

6,9%

Rechnungsabgrenzungsposten

6,9

0,1%

6,2

0,1%
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Betriebsvermögen

10.288,9

100%
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17,1%

2.041,1

19,0%
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16,1%

Sonderposten

6.552,1

63,7%
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58,6%
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Rückstellungen
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14,4%
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16,6%
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20,6%

Verbindlichkeiten
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5,8%
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0,1

0,0%

1,0

0,0%

1,0
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10.288,9

100%

10.768,0

100%

479,2

4,7%

2003

2004

Veränderung

1)einschließlich Rückstellungen aus Vermögensübertragung mit Rückzahlungsverpflichtung an
  den Träger
Durch Abschreibung reduzierten sich sowohl das Anlagevermögen als auch der Sonderposten.

Durch konsequent sparsames Wirtschaften mussten von den in der Kämmerei verwalteten Finanzmitteln deutlich weniger als die in 2004 vom HPH Bonn erwirtschafteten Mittel angefordert werden. Entsprechend erhöhten sich die Forderungen gegenüber der Kämmerei auf nunmehr ca. 2.073 T Euro.

Insbesondere zur Finanzierung der notwendigen zusätzlichen Instandhaltungsmaßnahmen mussten die Rückstellungen um insgesamt ca. 300 T Euro aufgestockt werden.

Die Verbindlichkeiten stiegen um ca. 130 T Euro. Ursächlich hierfür waren insbesondere, dass gewährte Zuschüsse am Jahresende noch nicht verwendet und Forderungen anderer LVR-Einrichtungen noch nicht abgebucht waren.

Auch in 2004 gelang es nicht, den Verkäufer des seit 2001 durch das Heim genutzten Objektes Arndtstraße 6 in Neunkirchen-Seelscheid zur notariellen Übertragung des Eigentums an den LVR zu bewegen. Der Wert des bereits bezahlten Objektes fehlt darum auch 2004 in der Bilanz des HPH Bonn. Zur Durchsetzung der rechtmäßigen Ansprüche des LVR auf Eigentumsumschreibung wurde eine Anwaltskanzlei beauftragt.

1.4.2 Finanzlage im Geschäftsjahr

Die Finanzmittel setzen sich wie folgt zusammen:
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Investitionen

Gesamt

T €

T €

T €

Kasse

6,8

0,0

6,8

Guthaben bei Kreditinstituten

49,2

0,0

49,2

Abrechnungskonto LVR

2.005,1

0,0

2.005,1

Kontokorrentverbindlichkeiten 

gegenüber Kreditinstituten

0,0

0,0

0,0

Summe

2.061,1

0,0

2.061,1


Da zur Erfüllung laufender Zahlungsverpflichtungen die Möglichkeit der Betriebsmittelziehung über das Abrechnungskonto des Trägers besteht, ist die Zahlungsfähigkeit des Heimes stets gewährleistet.

1.4.3 Ertragslage im Geschäftsjahr
Bei nur geringfügig gegenüber dem Vorjahr veränderter Auslastung ergaben sich die Ertragslage stabilisierende Effekte vor allem aus einer außerplanmäßigen Einnahme und den Erlösen aus Betreutem Wohnen. Dieses Geschäftsgebiet wurde Jahr 2004 erstmalig und zusätzlich zur stationären Betreuung begonnen. Zweiter wesentlicher Aspekt bei der Entwicklung der Ertragslage war die Erhöhung der Durchschnittsentgelte.

Die Entgelte entwickelten sich wie folgt:

[image: image4.wmf]Entgeltbestandteile

Ø-Entgelt 

Entgelt 

per



Entgelt 

per



Entgelt 

per



Ø-Entgelt 

Abw. 

Ø-Entgelt

2003

1.1.2004

1.2.2004

1.8.2004

2004

zu 2003

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Grundpauschale

21,81

21,85

22,11

23,26

22,57

0,76

Maßnahmepauschale

107,11

107,32

108,61

107,46

108,02

0,91

Investitionsbetrag

13,12

13,12

13,12

13,12

13,12

0,00

Entgelt insgesamt

142,04

142,29

143,84

143,84

143,71

1,67


1.4.4 Umsatzentwicklung
Die Umsätze für vollstationäre Assistenz- und Betreuungsleistungen des Heimes entwickelten sich seit 2000 wie in der nachstehenden Tabelle aufgeführt:
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2004
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2000

2001
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Bei nahezu konstanter Anzahl von Berechnungstagen ist die Erhöhung des Jahresumsatzes überwiegend durch die Erhöhung der Durchschnittsentgelte zu begründen. Geringe Auswirkung haben demgegenüber Veränderungen in der Bewohnerstruktur. Die Umsätze aus dem Betreuten Wohnen betrugen 44 T €.
1.5 Voraussichtliche Entwicklung / Risikoanalyse

Das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) verpflichtet prüfungspflichtige Unternehmen auch auf Risiken der zukünftigen Geschäftsentwicklung einzugehen und ein Risikomanagement zu entwickeln.

1.5.1 Risiken der Einnahmeentwicklung
Die schwierige Haushaltslage der Kommunen und der Kommunalverbände führt in den nächsten Jahren dazu, dass die Erlösentwicklung voraussichtlich nicht den Tarifentwicklungen und der allgemeinen Preisentwicklung entsprechen wird.
Die vom Kostenträger neu eingeführte Individuelle Hilfeplanung führt zu einer stärkeren Standardisierung des Kostenübernahmeverfahrens und zu mehr Transparenz hinsichtlich des Leistungsgeschehens.

Zur Absicherung gegen diese Risiken in der Einnahmeentwicklung hat das HPH Bonn 2004 „Betreutes Wohnen“ in sein Leistungsangebot aufgenommen und begonnen, dieses Angebot systematisch auszubauen.

1.5.2 Risiken der Kostenentwicklung
Die Personalkosten des HPH Bonn stehen in unmittelbarer Abhängigkeit zu den Vereinbarungen zwischen den Tarifvertragsparteien im Rahmen des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst - TVöD -. Es ist zu erwarten, dass auch in den nächsten Jahren die effektiven Auswirkungen dieses Tarifvertrages nicht durch entsprechende Entgelt- bzw. Erlössteigerungen kompensiert werden können.

Für die Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst wurden Zahlungen an die Rheinische Zusatzversorgungskasse für Gemeinden und Gemeindeverbände, 50533 Köln, geleistet. Es handelt sich um ein Umlage finanziertes System; der Umlagesatz beträgt für den laufenden Deckungsabschnitt 4,25% Umlage zuzüglich 1,0 % Sanierungsgeld. Dieser Betrag ist allein vom Arbeitgeber zu tragen und steuer- und sozialversicherungsfrei. Zur Finanzierung des Umlagesatzes ist anzumerken, dass der Satz, den der Arbeitgeber in voller Höhe trägt, auf maximal 5,2% festgeschrieben ist. Der Umlagesatz, der 5,2% übersteigt, wird von Arbeitgeber und Arbeitnehmer je zur Hälfte gezahlt. 
Beginnend mit dem Jahr 2004 ergibt sich als weitere Finanzierungslast für die Mitglieder der Rheinischen Zusatzversorgungskasse:



2004
4,25% Umlage
+ 1,0 %
Sanierungsgeld



2005
4,25% Umlage
+ 2,5 %
Sanierungsgeld

Über die weitere Ausgestaltung der Finanzierung kann derzeit noch keine Aussage getroffen werden.

Die weitere Umsetzung des Tarifvertrages zu Regelungen der Altersteilzeit gem. § 2 Abs. 1 TV ATZ eröffnet allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern des Heimes ab dem 60. Lebensjahr einen Rechtsanspruch, vorzeitig aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Eine Schätzung der zukünftigen Inanspruchnahme ist nur schwer möglich.

Ob die Umsetzung der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes zum Thema Bereitschaftsdienst durch Anpassung der Arbeitszeitregelungen zu möglichen finanziellen Mehrbelastungen führen wird, ist noch nicht einzuschätzen. Die im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) vorgesehene Übergangsfrist endet am 31.12.2005.

Die für die Instandhaltung zur Verfügung stehenden Mittel sind im Hinblick auf die - insbesondere wegen des Alters der Gebäude in der Kerneinrichtung - vermehrt anfallenden Instandhaltungsmaßnahmen sehr begrenzt. Um die Wohnangebote bedarfsgerecht umgestalten zu können, hat die Betriebsleitung ein rollierendes Verfahren beschlossen das sicherstellen soll, dass den Wohngruppen in bestimmten Zeitabständen orientiert an den Bedürfnissen der Bewohnerinnen und Bewohner die notwendigen Mittel für Einrichtung und Instandhaltung zur Verfügung stehen. Inzwischen wurden vier Wohngruppen umgestaltet, wobei die Wohnsituation wesentlich verbessert werden konnte. Im Hinblick auf die in den Heimen vereinbarte Kennzahl von „100% Einzelzimmer“ ist es gelungen, vier Doppelzimmer in Einzelzimmer umzubauen. 

Die Böden in den Gemeinschaftsräumen, in den Küchen und in einigen Bewohnerzimmern der Kerneinrichtung sind inzwischen so abgenutzt, dass sie erneuert werden müssen. Ebenso sind sehr viele Türen, die allesamt kein Normmaß haben, so beschädigt, dass nur ein Austausch infrage kommt. Da diese mittelfristige Investitionsmaßnahme  aus dem Budget des Heimes nicht finanziert werden kann, beabsichtigt die Betriebsleitung die Übernahme der Kosten nach Erstellung einer entsprechenden Haushaltsunterlage beim Träger zu beantragen.

1.6 Voraussichtliche Entwicklung des Heimes
1.6.1 Einrichtungsentwicklung
Die Einrichtungsentwicklung wird in den nächsten Jahren von der ab 01.01.2006 geplanten Regionalisierung und Neuordnung der HPH zu drei HPH-Netzen im Rheinland geprägt. Die Grundlage dieser Entwicklung wurde durch den Beschluss der Landschaftsversammlung gelegt.
Für das HPH Bonn bedeutet das: Ab 01.01.2006 Fusion mit dem HPH Langenfeld zum HPH-Netz Mittelrhein Ost.
Der jetzige Bereich des HPH Bonn wird in zwei Regionen aufgespalten: Region StadtBonn und Region Rhein-Sieg-Kreis. Die Regionalstrukturen werden aufgebaut.

Eine weitere Dezentralisierung der Einrichtung wird aufgrund des grundsätzlichen Konzeptes und aufgrund der fachlichen Erfordernisse weiterhin angestrebt. Hier sind allerdings zur Zeit keine neuen Ansätze für eine Realisierung zu erkennen.
Betreutes Wohnen:

Auch weiterhin wird das Betreute Wohnen ausgebaut. Die Chancen, die in dieser Entwicklung gesehen werden, überwiegen die Risiken. Auch aus den stationären Wohnbereichen des HPH sind Bewohner in das Betreute Wohnen umgezogen.
Drei wesentliche Risiken sind hier deutlich:

1. 
Der Kostenträger ist in der Bearbeitung der Anträge oft sehr langsam.

2. 
Es ist noch nicht sicher, ob die Einnahmen für Fachleistungsstunden kostendeckend sein werden.
3. 
Die frei werdenden Plätze sind nicht immer kurzfristig neu zu belegen, weil es sich dabei um Plätze für Personen mit mittleren Hilfebedarfen handelt. Die Nachfrage aber insbesondere für Plätze für Personen mit hohen und sehr hohen Hilfebedarfen besteht.
Der Hinweis aus dem Lagebericht 2003 mit der Problematisierung der Verdichtung von Personen mit schweren Behinderungen und Doppeldiagnosen in den Wohnbereichen der HPH hat weiterhin Gültigkeit. 
Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen und regionale Zusammenarbeit:

Die Bewilligungsbescheide des Kostenträgers für das regionale Netzwerk von Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen sind Ende 2004 eingegangen. Ab Anfang 2005 werden die internen KoKoBe Stellen in Bonn und in Neunkirchen-Seelscheid arbeiten.

Dieses Netzwerk ist aus einer maßgeblich vom HPH Bonn mit initiierten Arbeitsgemeinschaft von Trägern der Hilfen für Menschen mit einer geistigen Behinderung aus der Stadt Bonn und dem Rhein-Sieg-Kreis, dem „Mendener Kreis“, konzipiert worden.
Mit den im Mendener Kreis zusammengeschlossenen Einrichtungen wird sich das HPH Bonn in seinen Regionen auch an der Einrichtung von Hilfeplankonferenzen maßgeblich beteiligen. Diese Hilfeplankonferenzen werden einen wesentlichen Beitrag leisten im Rahmen der Versorgung der Menschen mit einer geistigen Behinderung in den Regionen.

1.6.2 Entwicklung der Informationstechnologie:

Inzwischen werden allen Wohngruppen und Bereichen des HPH Bonn die Terminalservices des Amtes InfoKom bereitgestellt, wobei in der Kerneinrichtung die Anbindung an das EDV-Netz des LVR über eine Wireless-LAN-Lösung und bei allen übrigen Standorten über DSL-Router erfolgt. Mit zur Zeit ca.140 Usern sind weit mehr als die Hälfte des Personals in die Informationstechnologie des LVR eingebunden.
Das SAP-Modul SAP-MM wurde im Rahmen eines Pilotprojektes im HPH Langenfeld eingeführt; eine abschließende Entscheidung über die Einführung in den übrigen Heimen steht noch aus. Die Einführung der SAP-Profitcenterrechnung wurde inzwischen vereinbart und wird zur Zeit umgesetzt. Dies gilt ebenfalls für das Dienstplanprogramm SP-Expert.
1.6.3 Interne Budgetierung, Controlling und Kennzahlensystem

Im HPH Bonn wurde in der Vergangenheit die interne Budgetierung im Sinne einer „Vollbudgetierung“ weiterentwickelt. Dies ging einher mit der weitestgehenden Delegation der Budgetverantwortung auf Gruppen- und Abteilungsleitungen, denen entsprechende, von der Budgetkonferenz festgelegte Budgets, zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung zur Verfügung gestellt werden. 

Die Einhaltung der Budgets wird im Rahmen des Controllings ständig und zeitnah überwacht und die Ergebnisse werden regelmäßig in der Leitungskonferenz besprochen. Es ist sichergestellt, dass die Verantwortlichen bereits bei drohenden Budgetabweichungen informiert werden.

Inzwischen erfolgt die Darstellung der Budgets auf der Grundlage der SAP Profit-Center-Rechnung, die ebenfalls die Erstellung umfangreicher Reports ermöglicht.
Neben den im Rahmen der Vierteljahresberichte regelmäßig erhobenen Kennzahlen wurde in den Heimen ein Kennzahlensystem mit dem Ziel eingeführt, systematisch die Umsetzung der im Qualitätsmanagement hinterlegten Prozesse zu überwachen und zu steuern.

Im Jahr 2004 wurden im HPH Bonn flächendeckend Kennzahlen erhoben. Die Betriebsleitung hat nach Auswertung der Kennzahlen in ihrer Managementbewertung 2004 entsprechend die Leistungsfähigkeit und Wirksamkeit der Prozesse bewertet und Korrekturmaßnahmen formuliert.

Bonn, den 08.06.2005
Für die Betriebsleitung
	Schueler
Fachlicher Direktor
	
	Wieland
Kaufmännischer Direktor
	


2. Jahresabschluss

2.1 Bilanz zum 31.12.2004
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5.562.829,48

5.750.100,47

Vermögensgegenstände

D.

Verbindlichkeiten

1. Forderungen aus Lieferungen und 

867.371,86

866.354,29

1.

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

56.563,61

82.212,98

    Leistungen 

    -davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

    - davon mit einer Restlaufzeit von mehr als

     EUR 82.212,98 (Vorjahr EUR 56.563,61)
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- davon mit einer Restlaufzeit von bis zu ei-
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Bonn, 

Für die Betriebsleitung

Schueler, Fachlicher Direktor

Wieland, Kaufmännischer Direktor


2.2 Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2004
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2.3 Anhang

2.3.1
Allgemeine Erläuterungen zum Jahresabschluss

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgten Bilanzierung und Bewertung gemäß 
§ 106 GO NW und § 1 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen in Verbindung mit § 317 HGB entsprechend der Vorschriften des Dritten Buches des HGB über große Kapitalgesellschaften.

Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anlagennachweis wurden grundsätzlich nach den Vorschriften der Pflegebuchführungsverordnung gegliedert.

2.3.2 Erläuterungen zur Bilanz

AKTIVA
A.
Anlagevermögen

Zur grundsätzlichen Bewertung der Grundstücke und Gebäude wird auf den Anhang zur Eröffnungsbilanz verwiesen.

Die Abschreibungen wurden grundsätzlich nach der linearen Methode vorgenommen. Bei den Gebäuden wurde von einer Nutzungsdauer von 50 Jahren ausgegangen, bei den Außenanlagen und bei beweglichen Anlagegütern wurde die Nutzungsdauer, soweit möglich, in enger Anlehnung an die AfA-Tabellen der Finanzverwaltung ermittelt.

Bei den Zugängen zum Sachanlagevermögen wurden die Abschreibungen grundsätzlich zeitanteilig verrechnet. 

Von der Bewertungsfreiheit für geringwertige Wirtschaftsgüter wurde Gebrauch gemacht. Außerplanmäßige Abschreibungen wurden nicht vorgenommen.
B.
Umlaufvermögen

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bilanziert.

Aufgrund der unterschiedlichen Funktionen des LVR (Träger, Kostenträger, Bankfunktion u.a.) wird wegen der Klarheit der Darstellung auf eine Saldierung von Forderungen und Verbindlichkeiten verzichtet. Forderungen an den LVR als Kostenträger sind in den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen enthalten.

Die sonstigen Vermögensgegenstände beinhalten im wesentlichen Mietkautionen.
C.
Rechnungsabgrenzungsposten
Der Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet Vorauszahlungen an Außenwohngruppen und sonstige Vorauszahlungen für 2005 (Beamtenbesoldung, Barbeträge).

P A S S I V A

B.
Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung des Anlagevermögens
Die Sonderposten stimmen mit den Restbuchwerten der geförderten Anlagegegenstände überein. Der Grund und Boden sowie 70 % des Gebäudewertes sind in den Sonderposten nicht enthalten. 

C.
Rückstellungen
Die Rückstellungen aus Vermögensübertragung mit Rückzahlungsverpflichtung an den Träger beinhalten die Rückzahlungsverpflichtung in Höhe von 70 % der Anschaffungs- und Herstellungskosten der übertragenen Gebäude entsprechend der Festsetzung durch den Kämmerer des LVR.

Für die Bewertung der Rückstellungen für Pensionen liegt ein versicherungsmathematisches Gutachten der Heubeck AG vom 29.03.2005 vor.
Die Rückstellungen für Pensionen sind zum Teilwert gemäß § 6 a EStG unter Zugrundelegung eines Rechnungszinses von 6 % und der Richttafeln von 1998 der Heubeck AG bewertet.

Über den passivierungspflichtigen Rentenbarwert hinaus bestehen laut Gutachten Pensionsverpflichtungen in Höhe von
1.129.402,00 Euro,
die in Ausschöpfung des Wahlrechts des Artikel 28 Abs. 1 EGHGB im Anhang angegeben werden.

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken auf der Grundlage vorsichtiger kaufmännischer Beurteilung. Vom Ansatzwahlrecht für Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung wurde Gebrauch gemacht.
Die Rückstellung für Beihilfeverpflichtung wurde mittels einer Barwertermittlung unter Zugrundelegung der durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht bekannt gegebenen Kopfschadenstatistiken für 2004 und einem Zinssatz von 5,5 % gebildet.
D.
Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren sowie durch Pfandrechte oder ähnliche Rechte gesicherte Verbindlichkeiten bestehen nicht.

Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag angesetzt.

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der Einrichtung und anderen Einrichtungen des Trägers enthalten die Abführung der vereinnahmten mittel- und langfristigen Investitionskostenanteile und Zinsanteile sowie andere Erstattungen.
Die sonstigen Verbindlichkeiten enthalten die Eigengelder der Bewohner sowie sonstige Zahlungsverpflichtungen.

Haftungsverhältnisse gemäß § 251 HGB bestehen nicht.
Es bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen für das Folgejahr in Höhe von 145.000,00 Euro. Im Einzelnen betreffen diese Verpflichtungen langfristige Mietverträge.
2.3.3
Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde in Anlehnung an die Anlage 2 zur PBV aufgestellt.

Die Umsatzerlöse verteilen sich wie folgt:


[image: image8.wmf]Erträge aus allgemeinen Betreuungs-/ 

Pflegeleistungen

2003

2004

Veränderung

Veränderung

Euro

Euro

Euro

%

Allgemeiner Pflegesatz ( 100 % )

8.540.603

8.658.355

117.752

1,38%

Platzgeld  ( 75 % )

123.463

116.151

-7.312

-5,92%

Summe

8.664.066

8.774.507

110.441

1,27%


Die im Pflegesatz enthaltenen Investitions- und Zinsanteile von 682.505,76 Euro (Vorjahr: 683.087,04) wurden buchhalterisch aus den Erlösen abgespalten und unter der GuV-Position 15 “Erträge aus öffentlicher und nichtöffentlicher Förderung von Investitionen” ausgewiesen.

Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten im wesentlichen Bekleidungsgelder, Lohnkostenzuschüsse, Krankenhilfe gem. SGB XII, Erstattungen von Barbeträgen, Trägerzuschüsse zu Ferienmaßnahmen sowie Zuschüsse des Bundesamtes für den Zivildienst.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten u. a. Barbeträge, Kosten der Gesundheitsfürsorge, Bekleidungsgelder sowie sonstige Betreuungsaufwendungen.

2.3.4
Mitglieder der Betriebsleitung und des Betriebsausschusses für die Rheinischen Heilpädagogischen Heime und ihnen gewährte Leistungen
(Darstellung gemäß § 24 Abs. 1 EigVO NRW)
Der Betriebsleitung gehörten im Berichtsjahr an:
Gerald Schueler
Fachlicher Direktor
Wilfried Wieland
Kaufmännischer Direktor

Dem Betriebsausschuss für die Rheinischen Heilpädagogischen Heime der 
11. Landschaftsversammlung Rheinland (1999-2004) gehörten im Berichtsjahr 2004 an:

Vorsitzender:

Dusend, Hermann-Josef (CDU)

Stellv. Vorsitzender:

Rohde, Klaus (CDU)

	Mitglied
	
	Stellvertreter/ Stellvertreterin

	CDU:
	
	

	Buntenbroich, Karl, Kreis Kleve
	
	Beitelsmann, Ludger, Stadt Düsseldorf

	Dusend, Hermann-Josef, Kreis Neuss
	
	Cebulla, Erika, Kreis Mettmann

	Ensmann, Bernhard, Stadt Köln
	
	Erfurt, Gerhard Alfred, Rhein. Berg. Kreis

	Köhler, Helga, Stadt Köln
	
	Hendele, Thomas, Kreis Mettmann

	Koppers, Willy, Stadt Oberhausen
	
	Herbrecht, Wilhelm, Rhein-Sieg-Kreis

	Lüke, Bernhardine, Stadt Aachen
	
	Hohl, Peter, Kreis Kleve

	Necks, Ingrid, Stadt Köln
	
	Kersting, Gerhard, Stadt Essen

	Partenheimer, Gabriele, Stadt Duisburg
	
	Küpper, Heinz, Erftkreis

	Rohde, Klaus, Kreis Mettmann
	
	Reul, Karl, Rhein. Berg. Kreis

	Tondorf, Bernd, Kreis Mettmann
	
	Schaaf, Edith, Kreis Heinsberg

	Verweyen, Inge, Kreis Kleve
	
	Seemann, Gudrun, Kreis Düren

	Wirtz, Matthias, Stadt Köln
	
	Serafim, Eugen, Kreis Wesel

	
	
	

	SPD:
	
	

	Bange, Marlis, Kreis Düren
	
	Altmann, Manfred, Stadt Duisburg

	Berten, Monika, Stadt Mönchengladbach
	
	Benninghaus, Walburga, Stadt Düsseldorf

	Bernarding, Wilhelm, Stadt Duisburg 
	
	Derichs, Ralf, Kreis Heinsberg

	Joebges, Heinz, Kreis Viersen
	
	Hergarten, Winfried, Kreis Euskirchen

	Recki, Gerda, Rhein-Sieg-Kreis
	
	Naaß, Horst, Stadt Bonn

	Servos, Gertrud, Kreis Neuss
	
	Vennen, Horst-Peter, Stadt Mönchengladbach 

	von Grünberg, Bernhard*) Stadt Bonn
	
	

	Weiden-Luffy, Nicole-Susanne, Kreis Aachen
	

	
	
	

	Bündnis 90/Die GRÜNEN:
	
	

	Beck, Corinna, Kreis Düren
	
	Kessing, Ulrike *), Stadt Köln

	
	
	Peters, Anna, Kreis Kleve

	F.D.P.
	
	

	Dörnbrack, Willy *), Kreis Viersen
	
	Mangen, Brigitte *), Stadt Mülheim/R.

	
	Dr. Schreiber, Susanna *), Rhein. Berg. Kreis

	*) Sachkundiger Bürger/Sachkundige Bürgerin


Das Rheinische Heilpädagogische Heim beschäftigte 2004 durchschnittlich:

	2
	
	Beamte

	189
	
	Angestellte

	27
	
	Arbeiter

	3
	
	Vorpraktikanten


Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 2004 gewährten Gesamtbezüge der Betriebsleitung 
betrugen 150.216,12 Euro (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung).

Die Mitglieder des Betriebsausschusses erhielten eine Entschädigung nach der “Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse”, von 
insgesamt 1.300,00 Euro. 

2.3.5
Anlagenspiegel (Darstellung gem. § 24 II EigVO NRW)
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2.3.6
Rückstellungsspiegel
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Urlaubsrückstellung sowie nicht 

ausgezahlte Bereitschaftsdienste, 

Überstunden und Zeitzuschläge

416.000,00

416.000,00

0,00

422.000,00

422.000,00

II.3

Rückstellung für Altersteilzeit

390.000,00

112.090,57

0,00

87.090,57

365.000,00

II.4

Rückstellungen für Beihilfen

15.000,00

0,00

0,00

0,00

15.000,00

II.5

Rückstellungen für Jubiläen

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

Rückstellung für interne

Jahresabschlusskosten

10.000,00

10.000,00

10.000,00

10.000,00

II.7

Unterlassene Instandhaltung

437.200,00

68.936,25

16.542,83

344.579,08

696.300,00

II.8

Rückstellung für ADV-

Modernisierung

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

II.9

Rückstellung für offene 

Rechnungen

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

II.10

Sicherung des Qualitätsstandards

55.000,00

0,00

0,00

50.000,00

105.000,00

Summe Rückstellungen

1.481.614,00

629.166,82

16.542,83

950.632,65

1.786.537,00

Entwicklung Rückstellungen

II.6

0,00


2.4 Vorschlag der Betriebsleitung zur Verwendung des Jahresüberschusses

Die Betriebsleitung schlägt vor, eine Rücklage in Höhe von 250.000,00 Euro für den Ersatz notwendiger Ausstattung zu bilden und den gegenüber dem Vorjahr um 43.869,55 Euro erhöhten Bilanzgewinn auf neue Rechnung vorzutragen.

Bonn, den 08.06.2005
Für die Betriebsleitung

	Schueler
Fachlicher Direktor
	
	Wieland
Kaufmännischer Direktor
	


Rheinisches


Heilpädagogisches Heim


Bonn
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